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Sehr geehrte Damen und Herren, 

es ist gute Tradition in den Unternehmen zum Jahresende einmal Bilanz für das laufende Jahre 
zu ziehen und zugleich für Zwecke der Steuerplanung und Gestaltung den Blick nach vorne 
auszurichten auf die angekündigte Steuergesetzgebung und Steuerpolitik der Regierung. Doch 
diesmal ist alles anders. Ein Jahreswechsel mit einer nicht gestaltenden geschäftsführenden 
Regierung ohne Koalitionsvertrag und ohne Ankündigung von kleineren und größeren Steuer-
reformvorhaben für das kommende Jahr oder Legislaturperiode, ist eine neue Erfahrung für 
Deutschland. 

Für den Moment bedeutet es, dass zumindest kein neu angekündigtes Gesetzesvorhaben für 
2018 für Gestaltungen bis zum Jahreswechsel noch Einfluss nehmen wird.  Es wird sich im 
nächsten Jahr zeigen, ob der Burgfrieden ein ganzes Jahr hält und die Steuergesetzgebung 
erst in 2019 wieder die Arbeit aufnimmt. Kurzfristige Gesetzesvorhaben noch in 2018 nach 
Abschluss einer Regierungsbildung sind aber nicht auszuschließen. Solche Gesetzesänderun-
gen im laufenden Veranlagungszeitraum bergen immer die Gefahr einer unechten – aber ver-
fassungsmäßig noch zulässigen – Rückwirkung für den Steuerpflichtigen, wenn das betreffen-
de Gesetz für das dann laufende Veranlagungsjahr 2018 noch Geltung erlangen sollte. Diese 
sogenannten Jahressteuergesetze haben ja mittlerweile gute Tradition, mit denen der Gesetz-
geber die Wunschliste der Finanzverwaltung nach Anpassung der Steuergesetze an nicht er-
wünschte Rechtsprechungsurteile abarbeitet und oftmals sonstige Rechtsprechung über-
schreibende Klarstellungen einfügt. Es gilt also in diesem Sinne achtsam zu bleiben für 2018.  

So verbleibt für das Jahresende 2017 diesmal nur das beflissentliche Abarbeiten der altbe-
kannten Checklisten für Behalte- und Reinvestitionsfristen, Wahlrechtsausübungen, Verlust-
nutzung, bilanzgestaltende Maßnahmen und fristwahrende Anträge zur Anwendung begünsti-
gender Rechtsprechung und vieles mehr. Die Liste ist auch so lang genug. Wir von DORNBACH 
unterstützen Sie hier in gewohnter Weise bei Ihrer Jahresendplanung. 

Auch durch 2018 werden wir Sie mit unserem monatlichen Update von DORNBACH begleiten 
und freuen uns darauf, Ihnen auch im neuen Jahr in diesem Sinne mit Rat und Tat zur Seite zu 
stehen. 

Wir und das ganze DORNBACH-Team wünschen Ihnen, Ihren Angehörigen und Mitarbeitern 
eine besinnliche und friedvolle Weihnachtszeit und einen glücklichen Übergang in das Jahr 
2018. 

 

Mit freundlichen Grüßen

 

Winfried Figna  
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH



2

Bestimmungen zur  
Inventur am  
Bilanzstichtag

Alle Kaufleute, die nach den handels-
rechtlichen oder steuerlichen Vor- 
schriften Bücher führen und im Lau-
fe des Wirtschaftsjahrs keine per- 
manente Inventur vornehmen, müssen 
zum Ende des Wirtschaftsjahrs Be-
standsaufnahmen vornehmen (Die 
Inventurvorschriften ergeben sich 
aus den §§ 240, 241 HGB und den 
§§ 140, 141 AO). Diese sind eine 
Voraussetzung für die Ordnungsmä-
ßigkeit der Buchführung des Unter-
nehmens und müssen zum Bilanz-
stichtag erfolgen.

Steuerliche Teilwertabschreibungen 
können nur bei voraussichtlich dau-
ernder Wertminderung vorgenommen 

werden. Diese Voraussetzungen 
müssen zu jedem Bilanzstichtag 
neu nachgewiesen werden. Das ist 
bei der Inventurdurchführung zu be-
rücksichtigen.

Eine Fotoinventur ist nicht zulässig. 
Aufgrund der oft sehr zeitaufwendigen 
Inventurarbeiten, insbesondere bei 
den Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffen, 
den Fabrikaten und Handelswaren, 
gibt es aber zeitliche Erleichterun-
gen für die Inventurarbeiten:

• Bei der so genannten zeitnahen 
Inventur können die Bestandsauf- 
nahmen innerhalb von zehn Tagen 
vor oder nach dem Bilanzstichtag 
stattfinden. Zwischenzeitliche Be-
standsveränderungen durch Ein-
käufe oder Verkäufe sind anhand 
von Belegen oder Aufzeichnun-
gen zuverlässig festzuhalten.

• Bei der zeitlich verlegten Inven-
tur können die Bestandsaufnah-
men innerhalb der letzten drei 
Monate vor oder der ersten zwei 
Monate nach dem Bilanzstichtag 
vorgenommen werden. Diese In-
ventur erfordert eine wertmäßige 
Fortschreibung bzw. eine wert-
mäßige Rückrechnung der durch 
die Inventur ermittelten Bestände 
zum Bilanzstichtag. Eine nur 
mengenmäßige Fortschreibung 
bzw. Rückrechnung reicht nicht 
aus. Für Bestände, die durch 
Schwund, Verderb und ähnliche 
Vorgänge unvorhersehbare Ab-
gänge erleiden können und für 
besonders wertvolle Güter ist nur 
die Stichtagsinventur zulässig. 
Zu beachten ist ebenfalls, dass 
Steuervergünstigungen, wie das 
Verbrauchsfolgeverfahren, die auf 

1        Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Mo- 
nats (auf elektronischem Weg) ab-
gegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzei-
tig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt.

2        Bei Zahlung durch Scheck ist zu be-
achten, dass die Zahlung erst drei 

Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugser-
mächtigung erteilt werden.

3        Für den abgelaufenen Monat.

4     Für den abgelaufenen Monat, bei 
Dauerfristverlängerung für den vor-
letzten Monat.

5       Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankar-
beitstag des laufenden Monats fällig. 
Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen 
gilt ein einheitlicher Abgabetermin 

für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.01.2018) an die jeweilige Ein-
zugsstelle übermittelt werden. Regi-
onale Besonderheiten bzgl. der Fäl-
ligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt wer-
den. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Termine Januar 2018 ! Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern 
und Sozialabgaben fällig werden:

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
Überweisung1  Scheck2

Lohnsteuer, Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag3

10.01.2018 15.01.2018 05.01.2018

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer4 10.01.2018 15.01.2018 05.01.2018
Sozialversicherung5 29.12.2018 entfällt entfällt

Diese Informationen und weitere Beiträge finden Sie auf unserer Website.
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die Zusammensetzung der Be-
stände am Bilanzstichtag abstel-
len, nicht in Anspruch genommen 
werden können.

• Bei der sogenannten Einlage-
rungsinventur mit automatisch 
gesteuerten Lagersystemen (z. B. 
nicht begehbare Hochregallager) 
erfolgt die Bestandsaufnahme 
laufend mit Ein- und Auslage-
rung der Ware. Soweit Teile des 
Lagers während des Geschäfts-
jahrs nicht bewegt worden sind, 
ist diese Handhabung ggf. mit 
erhöhtem Aufwand verbunden.

• Das Stichproben-Inventurverfah-
ren erlaubt eine Inventur mit Hilfe 
anerkannter mathematischstatis-
tischer Methoden aufgrund von 
Stichproben. Die Stichproben- 
inventur muss den Aussagewert 
einer konventionellen Inventur 
haben. Das ist der Fall, wenn 
ein Sicherheitsgrad von 95 % 
erreicht und relative Stichproben- 
fehler von 1 % des gesamten  
Buchwerts nicht überschritten 
werden. Hochwertige Güter und 
Gegenstände, die einem unkon-
trollierten Schwund unterliegen, 
sind nicht in dieses Verfahren ein-
zubeziehen.

• Das Festwertverfahren kann auf 
Sachanlagen und Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe angewendet wer-
den. Voraussetzung ist, dass die 
Gegenstände im Gesamtwert für 
das Unternehmen von nachran-
giger Bedeutung sind, sich der 
Bestand in Größe, Zusammen-
setzung und Wert kaum verän-
dert und die Gegenstände re-
gelmäßig ersetzt werden. Eine 
körperliche Inventur ist bei diesen 
Gegenständen in der Regel alle 
drei Jahre oder bei wesentlichen 
Mengenänderungen sowie bei 
Änderung in der Zusammenset-
zung vorzunehmen.

• Wird das Verfahren der perma-
nenten Inventur angewendet, ist 
darauf zu achten, dass bis zum 

Bilanzstichtag alle Vorräte nach-
weislich einmal aufgenommen 
worden sind.

Bei der Bestandsaufnahme sind alle 
Wirtschaftsgüter lückenlos und voll-
ständig zu erfassen. Die Aufzeich-
nungen sind so zu führen, dass eine 
spätere Nachprüfung möglich ist. Es 
ist zweckmäßig, die Bestandsauf-
nahmelisten so zu gliedern, dass sie 
den räumlich getrennt gelagerten 
Vorräten entsprechen. Der Lagerort 
der aufgenommenen Wirtschaftsgü-
ter ist zu vermerken. Die Bestands-
aufnahmelisten sind von den aufneh-
menden Personen abzuzeichnen. 
Es kann organisatorisch notwendig 
sein, die Bestandsaufnahmen durch 
ansagende Personen und aufschrei-
bende Mitarbeiter vorzunehmen. 
Inventuranweisungen, Aufnahmeplä-
ne, Originalaufzeichnungen und die 
spätere Reinschrift der Bestandsauf-
nahmelisten sind aufzubewahren.

Fremde Vorräte, z. B. Kommissions- 
waren oder berechnete, vom Kunden 
noch nicht abgeholte Waren oder Fa-
brikate sind getrennt zu lagern, um 
Inventurfehler zu vermeiden. Fremd-
vorräte müssen nur erfasst werden, 
wenn der Eigentümer einen Nach-
weis verlangt. Sie sollten jedoch in 
diesem Fall unter besonderer Kenn-
zeichnung aufgenommen werden.

Eigene Vorräte sind immer zu er-
fassen. Das schließt minderwertige 
und mit Mängeln behaftete Vor-
räte ebenso ein wie rollende oder 
schwimmende Waren. Bei unfertigen 
Erzeugnissen muss zur späteren Er-
mittlung der Herstellungskosten der 
Fertigungsgrad angegeben werden. 
Dabei ist an verlängerte Werkbänke  
(Fremdbearbeiter) und die Werk-
stattinventur zu denken.

Alle Forderungen und Verbindlich-
keiten des Unternehmens sind zu  
erfassen. Das gilt auch für Besitz- 
und Schuldwechsel. Es sind entspre-
chende Saldenlisten zu erstellen. 
Bargeld in Haupt- und Nebenkassen 
ist durch Kassensturz zu ermitteln.

Zur Inventurerleichterung können 
Hilfsmittel (z. B. Diktiergeräte) ver- 
wendet werden. Besprochene Ton- 
bänder können gelöscht werden, 
sobald die Angaben in die Inventur-
listen übernommen und geprüft wor-
den sind.

Hinweis: In Zweifelsfällen sollte der 
Steuerberater gefragt werden.

Neue Entwicklungen bei 
eigenkapitalersetzenden 
Darlehn

Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
11.07.2017, IX R 36/15, BFH/NV 2017, 
S. 1501) hat seine langjährige Recht-
sprechung zu eigenkapitalersetzen-
den Finanzierungshilfen geändert. 
Hintergrund: Mit Aufhebung des Eigen-
kapitalersatzrechts ist die gesetzliche 
Grundlage entfallen, bei Aufwendungen 
eines Gesellschafters aus eigenkapi- 
talersetzenden Finanzierungshilfen 
nachträgliche Anschaffungskosten 
annehmen zu können. Wird ein Ge-
sellschafter im Insolvenzverfahren 
als Bürge für Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft in Anspruch genommen, 
führt das nicht mehr zu nachträgli-
chen Anschaffungskosten auf seine 
Beteiligung. Diese Entscheidung kann 
große Auswirkungen auf die Gesell-
schafterfremdfinanzierung von Kapi-
talgesellschaften haben.

Im entschiedenen Fall hatte ein Allein- 
gesellschafter im Jahr 2010 Bürg-
schaften für die Bankverbindlichkei-
ten seiner GmbH übernommen. Nach-
dem die GmbH Insolvenz anmeldete, 
wurde er von der Bank aus den Bürg-
schaften in Anspruch genommen. Sein 
Regressanspruch gegen die insolvente 
GmbH führte nicht zum Erfolg. Daher 
beantragte er die steuerliche Berück-
sichtigung seiner in diesem Zusam-
menhang geleisteten Zahlungen als 
nachträgliche Anschaffungskosten, 
die seinen Auflösungsverlust ent-
sprechend erhöhten. Das Finanzamt 
lehnte die Berücksichtigung der Auf-
wendungen aus der Inanspruchnah-
me der geleisteten Bürgschaften ab.
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Nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs sind mit Aufhebung des Eigen-
kapitalersatzrechts neue Maßstäbe 
für die steuerliche Berücksichtigung 
von Aufwendungen des Gesellschaf-
ters aus bisher eigenkapitalerset-
zenden Finanzierungshilfen zu ent-
wickeln. Nachträgliche Anschaffungs- 
kosten sind demnach nur noch sehr 
eingeschränkt entsprechend der 
handelsrechtlichen Definition (§ 255 
HGB) anzuerkennen.

Der Bundesfinanzhof hat jedoch einen 
Vertrauensschutz geschaffen. Dem-
nach gilt seine bisherige Rechtspre-
chung weiter, wenn ein Gesellschaf-
ter seine eigenkapitalersetzenden 
Finanzierungshilfen bis zum Tag der 
Veröffentlichung des Urteils am 27. 
September 2017 geleistet hat oder 
wenn seine Finanzierungshilfe bis zu 
diesem Tag eigenkapitalersetzend 
geworden ist.

Werbungskosten des 
Gesellschafters einer GmbH 
wegen Inanspruchnahme 
aus einem Schuldbeitritt

Der zu 98 % beteiligte Gesellschafter 
einer GmbH erklärte zu einer Ver-
bindlichkeit der GmbH seinen Schuld- 
beitritt und wurde daraus in Anspruch 
genommen. Das Finanzamt verwei-
gerte die Anerkennung der Zahlun-
gen als Werbungskosten bei den 
Kapitaleinkünften.

Dem folgte auch der Bundesfinanzhof 
(BFH, Urt. v. 14.03.2017, VIII R 39/14, 
BFH/NV 2017, S. 1159) mangels einer 
wirtschaftlichen Belastung des Ge-
sellschafters.

Der Gesellschafter hätte aufgrund 
seiner Inanspruchnahme aus dem 
Schuldbeitritt einen Regressanspruch 
gegen die GmbH gehabt. Diesen 
machte er nicht geltend. Dadurch 
handelte er wirtschaftlich wie ein Dar-
lehnsgeber gegenüber der GmbH. 
Auch wenn der Schuldbeitritt zivil-
rechtlich zu einer eigenen Verbind-
lichkeit des Gesellschafters geführt 
hat, sind die Zahlungen steuerlich 

als Gewährung eines Darlehns an 
die GmbH anzusehen. Die Auszah-
lung einer Darlehnsvaluta führt zu-
nächst nicht zu Werbungskosten. 
Die wirtschaftliche Belastung tritt erst 
ein, wenn auf die Rückzahlungsfor-
derung verzichtet wird oder das Dar-
lehn endgültig ausfällt.

Überprüfung der  
Gesellschafter- 
Geschäftsführerbezüge 
einer GmbH

Bezüge der Gesellschafter- Geschäfts- 
führer müssen regelmäßig auf ihre 
Angemessenheit hin überprüft wer-
den. Bei dieser Prüfung werden  
folgende Gehaltsbestandteile berück-
sichtigt: Festgehalt (einschließlich 
Überstundenvergütung), Zusatzver-
gütungen (z. B. Urlaubsgeld, Tantie-
men, Gratifikationen), Pensionszu-
sagen und Sachbezüge (BMF, Schr. v. 
14.10.2002, IV A 2 S 2742 62/02, 
BStBl 2002 I, S. 972, BMF, Schr. v. 
01.02.2002, IV A 2 S 2742 4/02, BSt-
Bl 2002 I, S. 219).

Die Vergütungsbestandteile dürfen 
sowohl dem Grunde nach, als auch 
der Höhe nach nicht durch das Ge-
sellschaftsverhältnis veranlasst sein. 
Zudem müssen die einzelnen Ge-
haltsbestandteile sowie die Gesamt-
vergütung angemessen sein. Da-
nach ist zu prüfen, ob auch ein 
fremder Geschäftsführer, der keine 
Beteiligung an der GmbH hält, diese 
Entlohnung für seine Tätigkeit erhal-
ten hätte. Es kann auch notwendig 
sein, die Tantieme und die Gesamt-
bezüge – z. B. wegen weiterer Bezü-
ge aus anderen Tätigkeiten – auf ei-
nen bestimmten Höchstbetrag zu 
begrenzen (BFH, Urt. v. 15.12.2004, 
I R 79/04, BFH/NV 2005, S. 1147, 
LEXinform 5900731; BFH, Urt. v. 
27.02.2003, I R 46/01, BStBl 2004 II, 
S. 132). Beschäftigt eine GmbH meh-
rere Geschäftsführer, müssen insbe-
sondere bei kleinen Unternehmen ggf. 
Vergütungsabschläge vorgenommen 
werden (BFH, Beschl. v. 09.10.2013, 
I B 100/12, BFH/NV 2014, S. 385).

Damit die Vergütungen des Gesell-
schafter Geschäftsführers als Be-
triebsausgaben berücksichtigt werden 
können, muss zuvor ein Anstellungs-
vertrag abgeschlossen werden. In 
diesem muss klar und eindeutig for-
muliert werden, welche Vergütungen 
der Gesellschafter Geschäftsführer 
erhält. Fehlen diese Vereinbarun-
gen, liegt eine verdeckte Gewinn-
ausschüttung vor.

Sowohl die Neufestsetzung als auch 
sämtliche Änderungen der Bezüge 
sind grundsätzlich im Voraus durch 
die Gesellschafterversammlung fest-
zustellen (BMF, Schr. v. 16.05.1994, 
IV B 7 S 2742 14/94, BStBl 1994 I, S. 
868).

Hinweis: Aufgrund der Vielzahl der 
Urteile zu diesem Themengebiet ist 
es sinnvoll, die Bezüge insgesamt 
mit dem Steuerberater abzustimmen

Gestaltungsmissbrauch 
bei einer dem Verkauf von 
Aktien vorgeschalteten 
Schenkung an minderjährige 
Kinder

Das Steuerrecht erkennt grundsätz-
lich zivilrechtliche Gestaltungen an. 
Die Vertragsparteien dürfen ihre 
Verhältnisse so einrichten, wie dies 
steuerrechtlich am günstigsten ist. 
Das gilt allerdings nicht für miss-
bräuchliche Gestaltungen (§ 42 AO). 
Ein Missbrauch liegt vor, wenn eine 
unangemessene Gestaltung gewählt 
wird, die im Vergleich zu einer an-
gemessenen Gestaltung zu einem 
gesetzlich nicht vorgesehenen Steu-
ervorteil führt und durch beachtliche 
außersteuerliche Gründe nicht ge-
rechtfertigt werden kann.

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG 
Rheinland-Pfalz, Urt. v. 23.11.2016, 
2 K 2395/15, (Rev. eingel., Az. BFH: 
IX R 19/17), EFG 2017, S. 1357) hat-
te folgenden Fall zu entscheiden: El-
tern schenkten ihren minderjährigen 
Töchtern Aktien. Nur wenige Tage 
nach der Schenkung verkauften die 
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Eltern als gesetzliche Vertreter ihrer 
Töchter die Aktien mit Gewinn. Die 
Veräußerungsgewinne setzten sie in 
den Einkommensteuererklärungen 
der Töchter an. Da die Töchter über 
keine weiteren Einkünfte verfügten, 
blieben die Gewinne steuerfrei.

Das Finanzamt ging wegen des zeit-
lichen Zusammenhangs zwischen 
den Schenkungen und den Weiter-
veräußerungen von einem Gestal-
tungsmissbrauch aus und erfasste 
die Veräußerungsgewinne als Ein-
künfte bei den Eltern.

Das Finanzgericht gab in seiner Ent-
scheidung dem Finanzamt Recht. 
Den von den Eltern angegebenen 
Grund für die Gestaltung, die Ver-
wendung der Gewinne zur finan- 
ziellen Absicherung der Kinder,  
sah das Gericht nicht als ausrei-
chenden außersteuerlichen Grund 
an. Dass die Käufer der Aktien die 
Kaufpreise auf Konten der Töch-
ter überwiesen hatten, ändere nach 
Auffassung des Gerichts nichts an 
der unangemessenen, umständlichen 
und gekünstelt erscheinenden Ge-
staltung.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Gescheiterte Vermögens-
übergabe gegen  
Versorgungsleistungen 
wegen fortbestehender  
Geschäftsführerstellung

Eine Vermögensübergabe gegen Ver- 
sorgungsleistungen, die beim Über-
nehmer als Sonderausgaben abge-
zogen werden können, ist auch im 
Hinblick auf eine GmbH-Beteiligung 
möglich (§ 10 Abs. 1a Nr. 2 Satz 2 
Buchst. c EStG). Dazu muss der 
Übergeber einen mindestens 50 %igen 
Anteil an einer GmbH auf den Über-
nehmer übertragen. Weiterhin muss 
der Übergeber als Geschäftsführer 
tätig gewesen sein und der Überneh-
mer muss diese Tätigkeit nach der 
Übertragung übernehmen.

„Übernehmen“ bedeutet, dass der 
Übergeber seine Geschäftsführer-
stellung aufgeben muss. Das hat der 
Bundesfinanzhof (§ 10 Abs. 1a Nr. 2 
Satz 2 Buchst. c EStG) im Fall eines 
Vaters entschieden, der seine 100 %-ige 
GmbH-Beteiligung gegen Zahlung 
einer lebenslangen Versorgungsren-
te auf seinen Sohn übertrug, aber 
neben seinem Sohn weiterer Ge-
schäftsführer der GmbH blieb. Der 
Sohn konnte daher seine Renten-
zahlungen an seinen Vater nicht als 
Sonderausgaben geltend machen.

Scheidungskosten  
als außergewöhnliche  
Belastungen

Scheidungskosten sind regelmäßig  
keine außergewöhnlichen Belastun-
gen.

Außergewöhnliche Belastungen sind 
Aufwendungen, die einem Steuer-
pflichtigen zwangsläufig erwachsen 
und zu größeren Aufwendungen füh-
ren als bei der überwiegenden Mehr-
zahl der Steuerpflichtigen gleicher 
Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse und gleichen Familienstands. 
Zwangsläufig sind die Aufwendun-
gen, wenn sich ihnen aus rechtli-
chen, tatsächlichen oder sittlichen 
Gründen nicht entzogen werden kann.

Diese Voraussetzungen erfüllen Pro-
zesskosten regelmäßig nicht, außer 
der Steuerpflichtige verlöre ansons-
ten seine Existenzgrundlage oder 
könnte seine lebensnotwendigen 
Bedürfnisse nicht mehr befriedigen. 
Das ist bspw. bei einer ernsthaften 
Gefährdung der Nutzung des Wohn-
hauses zu eigenen Wohnzwecken 
oder durch Erleiden schwerwiegen-
der körperlicher Schäden durch eine 
Vertragsverletzung oder unerlaubte 
Handlung der Fall. Kosten für  
ein Scheidungsverfahren zählt der  
Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
18.05.2017, VI R 9/16, BFH/NV 2017, 
S. 1373) hingegen nicht dazu, selbst 
wenn das Festhalten an der Ehe den 
Steuerpflichtigen stark beeinträchtigt.

Übertragung einer Rein- 
vestitionsrücklage auf eine 
EU-Betriebsstätte

Die Übertragung einer Reinvestitions-
rücklage setzt voraus, dass die an-
geschafften oder hergestellten Er-
satzwirtschaftsgüter zum Anlagever- 
mögen einer inländischen Betrieb-
stätte gehören (§ 6b EStG).

Ein Landwirt hatte nach Veräuße-
rung eines Grundstücks eine solche 
Rücklage gebildet. Er beteiligte sich 
zu 50 % an einer ungarischen Kom-
manditgesellschaft (KG), die ein 
landwirtschaftliches Grundstück er-
worben hatte. Einen Teil der gebilde-
ten Rücklage übertrug der Landwirt 
auf das Grundstück in Ungarn.

Der Bundesfinanzhof (BFH, Urt. v. 
22.06.2017, VI R 84/14, DStR 2017, 
S. 1864) kommt dagegen zu dem Er-
gebnis, dass hier die Voraussetzun-
gen für eine Übertragung der Rück-
lage nicht vorliegen. Eine Über- 
tragung ist nur auf ein Anlagegut einer 
Betriebsstätte im Inland möglich. Das 
Grundstück in Ungarn diente dem 
Betrieb der ungarischen KG und war 
damit keiner inländischen Betriebs-
stätte des Landwirts zuzuordnen.

Rückgängigmachung  
einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung

Als verdeckte Gewinnausschüttung gilt 
die Zuwendung einer Kapitalgesell-
schaft an ihre Gesellschafter oder eine 
ihnen nahestehende Person außer-
halb der gesellschaftsrechtlichen Ge-
winnverteilung. Folge der Zuwen-
dung muss bei der Gesellschaft eine 
Vermögensminderung oder verhinder-
te Vermögensmehrung sein. Insoweit 
erhöht sich das zu versteuernde Ein-
kommen der Kapitalgesellschaft und es 
verändert sich die einkommensteu-
erliche Situation beim Empfänger.

Die steuerlichen Folgen wollte ein 
vor dem Finanzgericht Nürnberg (FG 
Nürnberg, Urt. v. 10.05.2017, 3 K 
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1157/16, (Nichtzulassungsbeschw. ein-
gel., Az. BFH: VIII B 66/17), EFG 
2017, S. 1440) klagender Unterneh-
mer A durch Rückabwicklung von 
Verträgen aufheben. Er war alleini-
ger Gesellschafter der A-GmbH, sein 
Vater war dort Geschäftsführer. Die 
A- GmbH hielt 95 % der Anteile an 
der B-GmbH. Geschäftsführer war dort 
der Bruder des Unternehmers (B).

Mit notarieller Urkunde übertrug die 
A GmbH ihre Anteile an der B GmbH 
an B. Die Übertragung erfolgte un-
entgeltlich als Schenkung im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge. 
In diesem Vorgang sah das Finanz-
amt im ersten Schritt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung der A GmbH 
an A und im weiteren Schritt eine 
Schenkung der Anteile von A an B. 
Nachdem die steuerlichen Folgen of-
fensichtlich wurden, wollten die Be-
teiligten ihre Vereinbarungen rück-
abwickeln.

Das Finanzgericht urteilte jedoch, 
dass die Rechtsfolgen einer ver-
deckten Gewinnausschüttung nicht 
durch nachträgliche Aufhebung des 
Geschäftsvorfalls rückgängig gemacht 
werden können. Allenfalls könne ein 
Teilerlass der Steuer oder die Nicht-
berücksichtigung des die Steuer aus-
lösenden Vorgangs in Frage kommen.

Der Bundesfinanzhof wird ggf. ab-
schließend entscheiden.

Pauschales Betriebsaus- 
gabenabzugsverbot von  
5 % gilt auch bei steuerfreien 
Gewinnausschüttungen

Schüttet eine Kapitalgesellschaft Ge- 
winne an eine andere Kapitalgesell-
schaft aus, ist die Gewinnausschüt-
tung nach dem Körperschaftsteuer-
gesetz steuerfrei. Allerdings gelten  
5 % der Ausschüttung als nichtabzugs-
fähige Betriebsausgaben, sodass 
letztlich 95 % steuerfrei bleiben.

Das pauschale Betriebsausgaben-
abzugsverbot von 5 % gilt nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs 

(BFH, Urt. v. 26.04.2017, I R 84/15, 
DB 2017, S. 2131) auch in den Fällen, 
in denen die Gewinnausschüttung 
aufgrund anderer Gesetze (z. B. 
dem Einkommensteuergesetz oder 
von Doppelbesteuerungsabkommen) 
steuerfrei ist. Es ist nicht auf die Be-
freiung nach dem Körperschaftsteu-
ergesetz beschränkt

Abgrenzung eines  
häuslichen Arbeitszimmers 
von einer Betriebsstätte

Werden betrieblich genutzte Räume 
in die häusliche Sphäre eingebunden, 
sind sie nur dann als Betriebsstätte 
anzuerkennen, wenn sie nach au-
ßen erkennbar für einen intensiven 
und dauerhaften Publikumsverkehr 
vorgesehen sind, so entschied der 
Bundesfinanzhof (BFH, Beschl. v. 
09.05.2017, X B 23/17, BFH/NV 2017, 
S. 1170).

Im vorliegenden Fall hatte ein Versi-
cherungsmakler für seine Tätigkeit 
im Obergeschoss des Hauses seiner 
Töchter, in welchem er auch wohnte, 
einen Büroraum mit davor liegen-
dem Flurbereich und einer Gästetoi-
lette angemietet. Die darauf entfal-
lenden Aufwendungen machte er in 
voller Höhe als Betriebsausgaben 
geltend. Das Finanzamt qualifizierte 
die Räume als häusliches Arbeits-
zimmer und lehnte den Betriebsaus-
gabenabzug ab.

Das Gericht folgte der Auffassung 
des Finanzamts. Bei der Eingliede-
rung der betrieblich genutzten Räu-
me in den Wohnbereich fehlte es an 
der nach außen erkennbaren Wid-
mung für den Publikumsverkehr.

Teilwert der aus einem 
Blockheizkraftwerk  
entnommenen Abwärme 
zur Versorgung des  
Privathauses

Entnahmen von Waren, Nutzungen 
und Leistungen aus einem Betriebs-
vermögen zur Verwendung im eige-
nen Haushalt oder für andere be-
triebsfremde Zwecke sind mit dem 
Teilwert zu bewerten. Das ist der Be-
trag, den ein Erwerber des ganzen 
Betriebs für das einzelne Wirt-
schaftsgut ansetzen würde. Werto-
bergrenze sind die Wiederbeschaf-
fungs- bzw. Wiederherstellungskosten. 
Wertuntergrenze ist der Einzelveräu-
ßerungspreis gemindert um Veräu-
ßerungskosten und einen Unterneh-
mergewinn.

Unter Berücksichtigung dieser Rah-
menbedingungen hatte das Finanz-
gericht Baden-Württemberg (FG Ba-
den-Württemberg, Urt. v. 09.05.2017, 
5 K 841/16, (Rev. eingel., Az. BFH: 
IV R 9/17), EFG 2017, S. 1454) den 
Teilwert der beim Betrieb eines 
Blockheizkraftwerks mit Biogasanla-
ge anfallenden Abwärme zu ermit-
teln. Der dort produzierte Strom wurde 
in das öffentliche Stromnetz einge-
speist. Die durch den Betrieb der 
Biogasanlage anfallende Abwärme 
wurde zur Beheizung des privaten 
Wohnhauses eines Landwirts ge-
nutzt. Daneben lieferte er die Wärme 
an ein in der Nähe gelegenes Wohn-
haus.

Das Finanzamt bewertete die für pri-
vate Zwecke entnommene Wärme 
mangels anderer Berechnungsmög-
lichkeiten mit einem bundeseinheit-
lich durchschnittlichen Fernwärme-
preis. Der Wert entspreche auch den 
kalkulatorischen Selbstkosten des 
Betreibers einer Biogasanlage. Das 
Argument des Landwirts, dass es 
sich bei der Abwärme um ein Neben-
produkt des erzeugten Stroms han-
dele und deshalb eine anderweitige 
Kalkulation vorzunehmen wäre, ließ 
das Finanzamt nicht gelten.
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Das Finanzgericht folgte der Auffas-
sung des Landwirts und akzeptierte 
den niedrigeren Wertansatz. Als Teil-
wert legte es den Preis zugrunde, 
der sich aus dem Lieferpreis der Ab-
wärme an den fremden Haushalt er-
gab.

Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.

Ausnahme bei den  
anschaffungsnahen  
Herstellungskosten

Wer ein Gebäude anschafft, kann in-
nerhalb der ersten drei Jahre größe-
re Aufwendungen zur Beseitigung 
von Mängeln nur dann sofort als 
Werbungskosten absetzen, wenn 
diese nicht über 15 % der Anschaf-
fungskosten des Gebäudes liegen (§ 
6 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG). Höhere 
Instandhaltungskosten führen zu an-
schaffungsnahen Herstellungskos-
ten, die sich nur über die Abschrei-
bung des Gebäudes steuermindernd 
auswirken.

Von diesem Grundsatz gibt es aller-
dings eine Ausnahme: Aufwendun-
gen zur Beseitigung eines Substanz-
schadens, der erst nach Anschaffung 
einer vermieteten Immobilie durch 
schuldhaftes Handeln des Mieters 
verursacht wurde, können als Wer-
bungskosten sofort abziehbar sein. 
Das hat der Bundesfinanzhof (BFH, 
Urt. v. 09.05.2017, IX R 6/16) in ei-
nem Fall entschieden, in dem sich 
die angeschaffte Eigentumswoh-

nung zum Zeitpunkt des Übergangs 
von Nutzen und Lasten in einem 
mangelfreien Zustand befand.

Erst nach der Anschaffung began-
nen die Probleme. Die Mieterin ver-
weigerte die Zahlung fälliger Neben-
kosten, woraufhin die neue Eigen- 
tümerin das Mietverhältnis kündigte. 
Anschließend stellte sie erhebliche 
von der Mieterin verursachte Schä-
den, wie eingeschlagene Scheiben 
an Türen, Schimmel an Wänden und 
zerstörte Bodenfliesen, fest. Ein 
nicht gemeldeter Rohrbruch im Ba-
dezimmer verursachte hohe Folge-
schäden. Aufwendungen von rund 
20.000 € waren für die Instandsetzung 
erforderlich.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die 
Auffassung der neuen Eigentümerin, 
dass es sich dabei um sofort abzieh-
baren Erhaltungsaufwand handelt, 
denn die Schäden waren im Zeit-
punkt der Anschaffung nicht vorhan-
den. Es waren auch keine nach dem 
Erwerb auftretenden altersüblichen 
Mängel und Defekte, die anschaf-
fungsnahe Herstellungskosten sind.

Höhe der Nachzahlungs- 
zinsen ist verfassungsgemäß

Steuernachforderungen und Steuer-
erstattungen sind grundsätzlich 15 
Monate nach Ablauf des Kalender-
jahrs, in dem die Steuer entstanden 
ist, zu verzinsen (§ 233a AO). Bei-
spielsweise werden zu zahlende 
oder zu erstattende Beträge zur Ein-
kommensteuer für das Jahr 2015 ab 

April 2017 verzinst. Diese sog. Voll-
verzinsung wird nur vorgenommen 
bei der Einkommen-, Körperschaft-, 
Umsatz- und Gewerbesteuer. Der 
Zinssatz beträgt 0,5 % pro Monat 
bzw. 6 % pro Jahr.

Die Höhe dieser Nachzahlungs- bzw. 
Erstattungszinsen ist immer wieder 
Gegenstand von gerichtlichen Ver-
fahren. Zweifel an der Rechtmäßig-
keit des Zinssatzes bestehen vor al-
lem im Zusammenhang mit dem 
derzeitigen allgemein niedrigen Zins-
niveau.

Das Finanzgericht Münster (FG Mün- 
ster, Urt. v. 17.08.2017, 10 K 2472/16) 
hat entschieden, dass die Höhe des 
Zinssatzes von 6 % in den Jahren 
2012 bis 2015 noch verfassungsge-
mäß sei.

Privater Pkw-Verkäufer haftet 
gegenüber Kfz-Händler für 
falsche Zusicherungen

Wenn ein von einem privaten Ver-
käufer veräußertes Gebrauchtfahr-
zeug entgegen den Vereinbarungen 
weder unfallfrei noch nachlackie-
rungsfrei ist, kann ein Kraftfahrzeug-
händler auch dann Rückabwicklung 
des Kaufvertrags verlangen, wenn er 
das Fahrzeug vor Vertragsabschluss 
in der eigenen Werkstatt untersucht 
hat. Das hat das Oberlandesgericht 
Hamm (OLG Hamm, Urt. v. 16.05.2017, 
28 U 101/16, LEXinform 0446698) 
entschieden.

Den Einwand des Verkäufers, dass 
er nicht Ersthalter war und das Fahr-
zeug während seiner Besitzzeit in 
keinen Unfall verwickelt war, ließ das 
Gericht nicht gelten. Die vertraglich 
vereinbarte Unfallfreiheit bezog sich 
auf die gesamte Lebenszeit des 
Fahrzeugs. Auch war der Fahrzeug-
händler nicht verpflichtet, das Fahr-
zeug vor dem Ankauf gründlich zu 
untersuchen. Der gerichtliche Sach-
verständige hielt es für möglich, dass 
bei der lediglich durchgeführten 
Sichtprüfung auch ein Fachmann die 
Mängel nicht entdeckt.
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Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2018

Ab 1. Januar 2018 gelten folgende Werte in der Sozialversicherung (Bundesregierung, Mitt. v. 27.09.2017):

2018
monatlich

2017
monatlich

2018
jährlich

2017
jährlich

West
Krankenversicherung 4.425 € 4.350 € 53.100 € 52.200 €
Pflegeversicherung 4.425 € 4.350 € 53.100 € 52.200 €
Rentenversicherung 6.500 € 6.350 € 78.000 € 76.200 €
Arbeitslosenversicherung 6.500 € 6.350 € 78.000 € 76.200 €
Ost
Krankenversicherung 4.425 € 4.350 € 53.100 € 52.200 €
Pflegeversicherung 4.425 € 4.350 € 53.100 € 52.200 €
Rentenversicherung 5.800 € 5.700 € 69.600 € 68.400 €
Arbeitslosenversicherung 5.800 € 5.700 € 69.600 € 68.400 €

Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen betragen für die bei 
einer gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 59.400 €. Für die bereits am 31. Dezember 2002 in der 
Privaten Krankenversicherung versicherten Beschäftigten beträgt die Grenze 53.100 €.

Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH
05. Februar 2018 
FRANKFURT: vhw-Veranstaltung: Kommunalwirtschaft
Regelkonformität und Haftung im Kommunalen Unternehmen: In dem Seminar erhalten Sie den erforderlichen 
Überblick über die vielfältigen Rechtsbereiche der Compliance, die besonderen Aufgaben im kommunalen 
Unternehmen und die persönliche Haftung wegen Non-Compliance. Der Schwerpunkt des Seminars liegt auf der 
erfolgreichen Implementierung und Optimierung des Compliance-Management-Systems.
06. Februar 2018 
BONN: Update – Arbeitsrecht im Verband
Der Verband als Arbeitgeber – Organisationspflicht von Vorstand und Geschäftsführung: 
Die Top-Themen: Die arbeitsrechtliche Stellung des Geschäftsführers – Was Sie wissen müssen. Service-
GmbH als Arbeitgeber – Was zu beachten ist. Gestaltung von Arbeitsverträgen – Was in der Praxis wichtig ist. 
Kündigung und Kündigungsschutz – Besonderheiten bei Verbänden. Auswirkungen der Änderungen im Recht 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen auf die Gestaltung von Arbeitsverträgen

15. Februar 2018 
DÜSSELDORF: Datenschutz im Verband – Die EU-DSGVO kommt
Welche wichtigen Veränderungen und Anforderungen auf Verbände ab dem 25. Mai zukommen:  Die Top-
Themen: Rechtliche Änderungen im Vergleich zum alten Recht – ist das DSG ein Auslaufmodell? Was Sie beim 
Arbeitnehmerdatenschutz unbedingt beachten müssen. Datenschutzbeauftragter im Verband – wird es ihn künftig 
noch geben? Datensicherheit der Mitgliederdaten gewährleisten. Compliance im Datenschutz: Schutz vor 
Ordnungswidrigkeiten und Strafnormen. Die Bedeutung des Datenschutz-Anpassungs- und -Umsetzungsgesetzes

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf und zur Anmeldung finden Sie auf unserer  
Homepage www.dornbach.de unter Aktuelles/Veranstaltungen oder Sie wenden sich direkt an 
Frau Lydia Schmitz, PR- und Marketing-Referentin  
Telefon: +49 261 94 31 - 438  •  Mail: lschmitz@dornbach.de


